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Aussendung zur Begutachtung 

Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft übermittelt in der 

Anlage die Entwürfe von Novellen zum 

Flurverfassungs-Grundsatzgesetz 

Agrarbehördengesetz 

samt Erläuterungen in 25 Ausfertigungen mit der Bitte um Kenntnisnahme. Die 

Entwürfe wurden mit Frist 30. Dezember 1992 dem allgemeinen Begutachtungs-
f J dU. 11 1.. Ln" 11 11\ I' .... 

verfahren zugeführt. 

Ein in engem Zusammenhang mit den vorgelegten Entwürfen stehender Novellie­

rungsentwurf des Agrarverfahrensgesetzes 1950 wird im Wege über das Bundes­

kanzleramt der allgemeinen Begutachtung zugeführt. 

Beilagen 

Für die Richtigkeit 
der AUS~g: 

Der Bundesminister: 

Dipl.1ng. Dr. Fischler 

Bitte führen~sie-u~ Geschäftszahl in Ihrer Antwort anl 
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J . 
Agrarbebördengesetz 1950 

Novellierungsentwurf: 

Bundesgesetz, mit dem das Agrarbehördengesetz 1950 geändert wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Agrarbehördengesetz 1950, BGBI. Nr. 1/1951, zuletzt geändert durch 

das Bundesgesetz BGBI. 476/1974, wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs.2 lautet: 

"(2) Dem Obersten Agrarsenat gehören als stimmberechtigte Mitglieder 

an: 

1. ein rechtskundiger Beamter des höheren Dienstes im 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft als Vorsitzender, 

2. drei Mitglieder des Obersten Gerichtshofes, 

3. ein in den Angelegenheiten der Bodenreform erfahrener 

rechtskundiger Beamter des höheren Dienstes im Bundesministerium 

für Land- und Forstwirtschaft als Berichterstatter, 

4. ein in agrartechnischen Angelegenheiten erfahrener Beamter des 

höheren Dienstes im Bundesministerium für Land- und 

Forstwirtschaft, 

5. ein in forstlichen Angelegenheiten erfahrener Beamter des höheren 

Dienstes im Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, 
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6. ein in landwirtschaftlichen Angelegenheiten erfahrener Beamter des 

höheren Dienstes im Bundesministerium für Land- und 

Forstwirtschaft." 

2. Im § 7 Abs.2 erster Satz hat das Vort "abändernde" zu entfallen. 

3. § 7 Abs.3 lautet: 

"(3) Über Anträge, die auf der Grundlage von § 10 Abs.5 

Flurverfassungs-Grundsatzgesetz und den entsprechenden Normen der 

Landesausführungsgesetze gestellt werden, entscheidet in erster 

Instanz der Landesagrarsenat. Gegen seine Entscheidung steht die 

Berufung an den Obersten Agrarsenat offen." 

4. Der bisherige Abs.3 des § 7 wird nunmehr Abs.4. 

5. In § 8 entfällt der letzte Satz. 

Artikel 11 

1. Dieses Bundesgesetz tritt mit in Kraft. 

2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist nach Maßgabe des 

Bundesministeriengesetzes 1973 der Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft betraut. 
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Vor b 1 a t t 

Problem: 

Drei Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes für 

Menschenrechte über die Tribunalqualität der Agrarsenate, die 

Verfahrensdauer und den Mangel einer allfälligen 

Entschädigungsbestimmung. Die mehrfache Aufforderung an die Republik 

Österreich, diesen Zustand zu sanieren. Mangels Sanierung Risiko von 

kostenintensiven Verurteilungen der Republik Österreich durch den 

Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte. Veiters die in diesem 

Zusammenhang ergangene Kritik in den Berichten der Volksanwaltschaft aus 

den Jahren 1987, 1988 und 1989, wo expressis verbis auf die Abschaffung 

der Beschwerdemöglichkeit an den Verwaltungsgerichtshof verwiesen wird. 

Da dem Verwaltungsgerichtshof grundsätzlich die Möglichkeit zur 

Sachentscheidung fehlt, bedeutet die Beschwerdemöglichkeit an ihn gerade 

in den Bodenreformverfahren eine wesentliche Verlängerung der 

Verfahrensdauer. 

Inhalt: 

Der wesentliche Inhalt des Entwurfes liegt einerseits in der 

Erweiterung des Instanzenzuges an den Obersten Agrarsenat auch gegen 

gleichlautende Entscheidungen der Landesagrarsenate sowie der Regelung 

des Instanzenzuges in Entschädigungsfragen nach § 10 Flurverfassungs-

Grundsatzgesetz, andererseits im Ausschluß einer Beschwerdemöglichkeit an 

den Verwaltungsgerichtshof. Hinzu kommt die Anpassung an das Beamten-

Dienstrechtsgesetz 1979, BGBl. Nr. 333/1979. 
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Ziel: 

Erreichung eines höheren Maßes an Rechtssicherheit durch 

Sachentscheidungen des Obersten Agrarsenates für den betroffenen 

Staatsbürger bei gleichzeitiger Verfahrensbeschleunigung. Festlegung des 

Instanzenzuges für die Behandlung der Anträge nach § 10 Flurverfassungs­

Grundsatzgesetz. 

Kosten: 

Keine. 

Alternativen: 

Keine. Bei Beibehaltung des bisherigen Zustandes würde die 

Republik Österreich in den in Zukunft anhängig gemachten Beschwerden 

durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte verurteilt werden. 

Diese kostenintensiven Verurteilungen könnten bei beibehaltener 

Rechtslage schwerlich abgewehrt werden. 

EG-Konformität: 

Keine Berührungspunkte. Es besteht kein einheitliches 

Verfahrensrecht. 

241/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original) 5 von 18

www.parlament.gv.at



... 
\ , 

ERLÄUTERNDE BEIIERmHGEN 

Allgeaeiner Teil 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg hat 

mit den Entscheidungen vom 23. April 1987, Zln. 12/1985/98/146 (Fall Ettl 

und andere), 16/1986/114/162 (Fall Erkner/Hofauer) sowie 17/1986/115/163 

(Fall Poiss) für das Agrarverfahren in Österreich schwerwiegende 

Entscheidungen getroffen. Der Gerichtshof hat einerseits im Fall Ettl den 

Agrarsenaten ausdrücklich den Charakter von Gerichten ("tribunals") im 

Sinne des Art.6 MRK beigemessen (auch wenn sie innerstaatlich 

Verwaltungsbehörden sind), er hat aber andererseits in den Fällen 

Erkner/Hofauer und Poiss eine Verletzung des Art.6 MRK sowie des Ersten 

Zusatzprotokolles zur MRK festgestellt. Der Gerichtshof erblickte in dem 

zu lange andauernden Verfahren einen massiven Eingriff in das 

Eigentumsrecht, weil infolge dieser langen Verfahrensdauer für die 

Parteien die Eigentumsverhältnisse unsicher bleiben. Außerdem, so betonte 

der Gerichtshof, bestünde wegen der Starrheit der derzeitigen 

Gesetzeslage keine Möglichkeit, die Lage der Eigentümer vor dem 

Inkrafttreten eines Zusammenlegungsplanes zu ändern oder sie für den 

Nachteil zu entschädigen, den sie bis zu einer endgültigen Grundabfindung 

erlitten haben können. 

Im innerstaatlichen Bereich hat die Volksanwaltschaft (VA) in 

ihrem 10., 11. und 12. Bericht (für die Jahre 1987 - 1989) die Sanierung 

der derzeitigen Situation gefordert. So hieß es im Bericht von 1987: "Aus 

der Sicht der VA ist zunächst festzuhalten, daß die Möglichkeit zur 

Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes eine nicht unwesentliche 

Verlängerung des Verfahrens über agrarische Operationen herbeiführt, 

zumal in der Regel der Verwaltungsgerichtshof in diesen Fällen keine 
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Sachentscheidung trifft, sondern Erkenntnisse wegen Mangelhaftigkeit des 

Verfahrens behebt und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und 

Entscheidung heransteht." Nach Ansicht der VA wäre es zweckmäßig - wie es 

weiter heißt -, in organisatorischer Hinsicht die Möglichkeit der 

Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes zu beseitigen. 

1988 schreibt die VA in ihrem 11. Bericht: "Die VA hält daher an 

ihrer auch schon im Zehnten Bericht an den Nationalrat vertretenen 

Auffassung fest, daß es legislativer Maßnahmen bedarf, um das Verfahren 

in Angelegenheiten der Bodenreform den durch die Konvention 

vorgezeichneten Grundsätzen eines fairen Verfahrens anzupassen, wobei 

eine über Gebühr lange Verfahrensdauer infolge des Schwebezustandes der 

Eigentumsverhältnisse und des faktischen Entzuges des bisherigen 

Eigentums nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes einem 

Eigentumsentzug gleichzusetzen ist ••••...•.•••• Es scheint daher 

geboten, Überlegungen in der Richtung anzustellen, wie die derzeit 

regelmäßig auftretenden Verzögerungen bei der Durchführung von Verfahren 

über agrarische Operationen reduziert werden können und wie andererseits 

durch strukturelle Organisationsänderungen unter Beibehaltung des 

Grundsatzes der gemischten Senate eine Neustrukturierung der 

Entscheidungsträger im agrarbehördlichen Bereich gefunden werden kann, 

die zweifelsfrei den Bestimmungen der Europäischen 

Menschenrechtskonvention sowohl im Hinblick auf die vertretbare 

Verfahrensdurchführung als auch im Hinblick auf die Zusammensetzung 

entsprechen." 

Schließlich wurde im 12. Bericht (1989) ausgeführt: "Die VA hat 

bereits in ihrem Zehnten Bericht an den Nationalrat dargelegt, warum sie 

das Modell einer nachprüfenden Kontrolle durch den Verwaltungsgerichtshof 

nicht für die beste Lösungsmöglichkeit hält. Einerseits ist der 
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Verwaltungsgerichtshof insgesamt mit Beschwerden überbelastet und die 

äußerst komplizierten und umfangreichen Verfahren auf dem Gebiete der 

Bodenreform würden sicher eine längere Bearbeitungszeit durch den 

Verwaltungsgerichtshof erfordern; andererseits zielt die Judikatur des 

Europäischen Gerichtshofes dahin, Konstruktionen wie den 

Verwaltungsgerichtshof mit ausschließlich kassatorischer Befugnis nicht 

als 'tribunal' im Sinne des Art.6 Menschenrechtskonvention zu 

qualifizieren." 

Die Zulässigkeit einer Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof 

gegen Entscheidungen der Agrarsenate wurde durch die 

Agrarbehördengesetznovelle 1974 eingeführt. Motiv für die Einführung 

dieser Beschwerdemöglichkeit war im Jahre 1974 einerseits die im Hinblick 

auf Art.6 MRK ungesicherte Stellung der Agrarsenate als Tribunale und 

andererseits die mit Rücksicht auf die mit derselben Novelle eingeführte 

Abkürzung des Instanzenzuges verbesserte Rechtsschutzmöglichkeit für die 

Parteien. Diese Voraussetzungen sind jedoch durch die jüngsten 

Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte 

weggefallen. Einerseits ist der Tribunalcharakter der Agrarsenate nunmehr 

unbestritten, andererseits hat sich gezeigt, daß gerade durch die 

Beschwerdemöglichkeit an den Verwaltungsgerichtshof, dessen 

Entscheidungen - sieht man von der Säumnisbeschwerde ab - ausschließlich 

kassatorischer Natur sind, die Verfahren ungemein verlängert wurden. 

Diese Erscheinung wurde noch verstärkt dadurch, daß durch die mit der 

Agrarbehördengesetznovelle 1974 eingeführte Abkürzung des Instanzenzuges 

das weitere Verfahren oftmals zweigeleisig geführt wurde: In ein- und 

demselben Verfahren war gleichzeitig eine Berufung an den Obersten 

Agrarsenat und eine Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof anhängig, 

was neben der Verlängerung des Verfahrens auch die Rechtsfindung nicht 
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unerheblich erschwerte. Darüber hinaus kam es durch diese Situation zu 

einem spürbaren Ansteigen von Formalentscheidungen bei den Agrarsenaten. 

Im überwiegenden Maße stellen die Angelegenheiten der Bodenreform 

eine Materie dar, die nach Ansicht des Europäischen Gerichtshofes für 

Menschenrechte unter den Begriff "civil rights" zu subsumieren sind. In 

solchen Angelegenheiten muß entsprechend den Forderungen der 

Menschenrechtskonvention von "tribunals" entschieden werden. Die 

Qualifikation der Agrarsenate als "Gericht" im Sinne der Konvention wurde 

durch die zitierten Erkenntnisse des Europäischen Gerichtshofes für 

Menschenrechte bestätigt. Der Gerichtshof fordert vor allem auch, daß 

solche Gerichte imstande sein müssen, Sachentscheidungen zu treffen. 

Mangels Sachkompetenz kann der Verwaltungs gerichtshof allerdings 

regelmäßig keine Sachentscheidungen fällen. Damit entspricht er auch 

nicht dem Begriff eines Tribunals im Sinne der Konvention. Dies findet 

seinen Niederschlag auch in der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes: 

Art.6 Abs.1 MRK verlangt (wie der Verfassungsgerichtshof in seinen 

Erkenntnissen G 129/87 u.a. vom 16. Dezember 1987 - NÖ. Jagdgesetz -

G 211, 212/87 vom 10. März 1988 - Bgld. Jagdgesetz - und G 1/88 u.a. vom 

24. Juni 1988 - Enteignungsentschädigung -, näherhin dargetan hat), daß 

über zivilrechtliehe Ansprüche und Verpflichtungen ein Tribunal selbst 

entscheidet. Dieses letztlich in der Zivilrechtssache maßgebliche 

Tribunal muß auf grund selbständiger Feststellung und Würdigung der Tat­

und Rechtsfragen seine Sachentscheidung fällen. Die nachprüfende 

Kontrolle durch die Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts reicht für die 

Entscheidung über Angelegenheiten des Kernbereichs der "civil rights" im 

Sinne des Art.6 Abs.1 MRK nicht aus. 

Im Lichte der Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes ist 

es daher unbedingt erforderlich, alles zu unternehmen, um die 
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Verfahrensdauer in den Angelegenheiten der Bodenreform zu verkürzen, ohne 

daß es hiebei zu einer Verminderung des Rechtsschutzes kommt. Dazu ist es 

notwendig, zunächst die Möglichkeit der Anrufung des 

Verwaltungsgerichtshofes auszuschließen. Die Volksanwaltschaft hat diese 

Möglichkeit in ihrem 10., 11. und 12. Bericht an den Nationalrat 

besonders betont. Eine Verringerung des Rechtsschutzes der 

Verfahrensparteien tritt dadurch nicht ein, weil im Falle der Judikatur 

durch einen gemischten Senat aus Richtern und Verwaltungsbeamten genügend 

Garantien für die Unbefangenheit und Gerechtigkeit der Entscheidungen 

vorhanden sind (vgl. Motivenbericht zum Gesetz RGBI. Nr. 36/1872). Auch 

der Herrenhausbericht vom 12. Dezember 1874 stellte fest, daß teils die 

hohe richterliche Stellung, teils die volkstümliche Zusammensetzung der 

entscheidenden Kollegialbehörden solche Garantien richtiger Entscheidung 
, ' 

i darbietet, wie sie selbst von einem Verwaltungsgerichtshof nicht stärker 

geboten werden können. Ähnlich lautete auch der Bericht des 

Abgeordnetenhauses. 

Diese Ausführungen treffen auch heute zu und wurden durch die 

Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte im Fall 

Ettl deutlich unterstrichen. Durch den Vegfall der Beschwerdemöglichkeit 

an den Verwaltungsgerichtshof wird auch die unbefriedigende Situation 

bereinigt, daß die Entscheidungen einer mit Höchstrichtern besetzten 

Kollegialbehörde durch andere Höchstrichter kontrolliert werden. Die 

Zusammensetzung der Agrarsenate aus Richtern und Vervaltungsbeamten, die 

in Ausübung ihres Amtes ebenfalls unabhängig und weisungs frei sind, 

gewährleistet nicht nur die Vahrung der Rechtssicherheit der 

Verfahrensparteien, sie bietet außerdem durch die fachliche 

Zusammensetzung die Möglichkeit von Sachentscheidungen, die erheblich zu 

einer Verkürzung der Verfahrensdauer beitragen. 
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Um allerdings eine bundeseinheitliche Rechtsprechung zu 

gewährleisten, ist es notwendig, den Instanzenzug in den vom Gesetz 

vorgesehenen Fragen ohne Einschränkung an den Obersten Agrarsenat zu 

ermöglichen. Damit wird nämlich zugleich der notwendige Rechtsschutz in 

den so bedeutenden Fragen des Eigentums im Rahmen der Bodenreform 

sichergestellt, da nunmehr zwei Berufungsinstanzen mit Sachkompetenz über 

die Spezialmaterie in einem überblickbaren und den Parteien zumutbaren 

Zeitraum absprechen können. Hinzu kommt noch, daß durch das Vorhandensein 

von zwei Instanzen, welche einem "tribunal" im Sinne der MRK entsprechen, 

die von Bodenreformmaßnahmen betroffene Bevölkerung zumindest nicht 

wesentlich schlechteren Rechtsschutz vorfindet als jeder andere 

Staatsbürger, der eine Zivilrechtsangelegenheit vor den ordentlichen 

Gerichten verfolgt. 

Losgelöst davon können die Entscheidungen der Agrarsenate vom 

Verfassungsgerichtshof überprüft werden. Die Überprüfung garantiert einen 

ausreichenden Rechtsschutz, weil der Verfassungsgerichtshof Verletzungen 

der Bodenreformvorschriften, die Privatrechte der Verfahrensparteien 

berühren, als Eingriff in das verfassungsgesetzlich gewährleistete 

Eigentumsrecht wertet. 

In der Zwischenzeit wurde die Republik Österreich mehrfach 

aufgefordert, den vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 

kritisierten Zustand zu beheben. Somit war für eine 

Verfahrensbeschleunigung und die Schaffung einer Möglichkeit zur 

Geltendmachung eines allfälligen Schadens zu sorgen. 

Die Möglichkeit, einen Schaden geltend zu machen, der durch die 

Zuteilung einer nicht gesetzmäßigen Abfindung während des Verfahrens 

entstanden ist, wurde in der Novelle zum Flurverfassungs-Grundsatzgesetz 

(§ 10) geschaffen. Der zur Vollziehung nötige Instanzenzug ist durch die 
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Agrarbehördengesetznovelle (§ 7) festgelegt. Dabei wurden aus 

grundsätzlichen Erwägungen die Agrarsenate mit der Vollziehung befaßt. Da 

die zu entscheidenden Angelegenheiten ihren Ausgang regelmäßig von einem 

erstinstanzlichen Operat nehmen, sollte in erster Linie dafür gesorgt 

werden, daß nicht unbedingt jene Instanz, die den Schaden verursacht hat, 

über die Entschädigung abspricht. Zugleich aber sollte gewährleistet 

sein, daß Instanzen entscheiden, die dem Tribunalbegriff des Europäischen 

Gerichtshofes für Menschenrechte entsprechen. 

Die noch getroffene Regelung hinsichtlich des in 

landwirtschaftlichen Angelegenheiten tätigen Mitgliedes des Obersten 

Agrarsenates dient dazu, erfahrene Fachleute in den Senat berufen zu 

können. Schließlich muß der Senat seine Entscheidungen auf einer 

sachverständigen Basis nach den vorherrschenden wissenschaftlichen 

Erkenntnissen treffen und begründen können. Im Grunde wurde hier nur die 

Stellung des landwirtschaftlichen Senatsmitgliedes an jene der beiden 

anderen technischen Senatsmitglieder angeglichen. 

Die zugleich erfolgte Anpassung an das Beamten-Dienstrechtsgesetz 

stellt keine inhaltliche Änderung, sondern nur eine Angleichung der 

Ausdrücke dar. 
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ERLÄUTERNDE BEJlERmHGEN 

zu den einzelnen Bestt.mungen 

Zu 1.: 

Die Formulierung "höherer Dienst" in den Ziffern 1. und 3. bis 6. 

ersetzt den früheren Ausdruck "höherer Ministerialdienst". Diese 

Umbenennung bzw. Anpassung ist durch das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, 

BGBI. Nr. 333/1979, notwendig geworden. 

Das Abgehen von der seinerzeitigen Formulierung in Ziffer 6 "ein 

landwirtschaftlicher Sachverständiger im Sinne des § 52 AVG 1950", an 

deren statt nun "ein in landwirtschaftlichen Angelegenheiten erfahrener 

Beamter des höheren Dienstes im Bundesministerium für Land- und 

Forstwirtschaft" steht, hat seinen Grund in der inhaltlichen Angleichung 

an die vorangegangenen Ziffern 4. und 5. unter Berücksichtigung der 

Judikatur der Höchstgerichte (VwSlg. 3906 A/1955, 5954 A/1963 u.v.a.m.); 

danach muß die Möglichkeit geboten sein, auch allfälligen Privatgutachten 

auf gleicher fachlicher Ebene entgegenzutreten bzw. Begründungen zu 

liefern, die das Niveau der wissenschaftlichen Darstellung des 

Parteienvorbringens nicht unterschreiten. Außerdem war die für Parteien 

und Behörde kostengünstigste Lösung zu finden. 

Da die Mitglieder der Senate ihre sachkundige Auffassung in die 

Entscheidungen einfließen lassen, war zu gewährleisten, daß dabei den 

oben zitierten Erfordernissen entsprochen wird. 

Zu 2.: 

Der Vegfall des Vortes "abändernde" im § 7 Abs.2 bedeutet die 

Berufungsmöglichkeit in den grundsätzlichen Angelegenheiten der 

Bodenreform bis an den Obersten Agrarsenat. Bisher konnte selbst in den 
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grundsätzlichen Angelegenheiten der Bodenreform nur dann an den Obersten 

Agrarsenat berufen werden, wenn difforme Entscheidungen der 

Unterinstanzen vorlagen. Zwei Gründe sprechen für diese Neuregelung: 

1. Mit dem Vegfall der Möglichkeit einer Verwaltungsgerichtshofbeschwerde 

(die auch gegen bestätigende Entscheidungen der Landesagrarsenate 

möglich war) wird der Rechtsschutz nicht vermindert, sondern sogar 

insofern ausgebaut, als nunmehr der Oberste Agrarsenat als Tribunal im 

Sinne der Menschenrechtskonvention regelmäßig durch eine 

letztinstanzliche Sachentscheidung zu einer Verkürzung der 

Verfahrensdauer beiträgt. 

2. Die bisherige Regelung hatte einen Zustand geschaffen, der es zuließ, 

auch bei relativ unerheblichen Angelegenheiten - wenn difforme 

Entscheidungen vorlagen - an den Obersten Agrarsenat berufen zu 

können, hingegen aber keine Berufungsmöglichkeit bei materiell 

schwerwiegenden gleichlautenden Entscheidungen der Unterinstanzen 

offenließ. 

Zu 3.: 

Die in der Flurverfassungs-Grundsatzgesetz-Novelle 

materiell rechtlich verankerte Entschädigungsregelung hat hier ihr 

verfahrensrechtliches Pendant. Über die Anträge auf Zuerkennung einer 

Entschädigung wird vom Landesagrarsenat in erster Instanz abgesprochen, 

gegen diese Entscheidung besteht die Berufungsmöglichkeit an den Obersten 

Agrarsenat. 

Ein dreigliedriger Instanzenzug war nicht denkbar, da bei einem 

als Annex zu einem Zusammenlegungsverfahren geschaffenen Verfahren mit 

ziemlicher Sicherheit eine überlange Verfahrensdauer im Sinne der 
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Judikatur des Europäischen Gerichtshofes für Henschenrechte die Folge 

wäre. Von einem raschen und effizienten Verfahren wäre keine Rede mehr. 

Ein Instanzenzug von der Agrarbehörde erster Instanz zum 

Landesagrarsenat hätte den Nachteil, daß die monokratisch organisierte 

erste Instanz, die ja die agrarische Operation in ihrer Gesamtheit 

regelmäßig plant und durchführt, dann selbst über jenen Schaden befinden 

müßte, welchen die Partei durch ebendiese Agrarbehörde erlitten zu haben 

behauptet und über den abgesprochen werden muß. Bei der vorgesehenen 

Regelung sind diese Nachteile grundsätzlich nicht gegeben. Vor allem aber 

ist die Frage nach einem entstandenen Schaden zweifelsfrei (wie der 

vorangegangene Eigentumseingriff im Zusammenlegungsverfahren) unter 

"civiI rights" einzuordnen und wird durch zwei Instanzen von "tribunals" 

im Sinne der Henschenrechtskonvention entschieden. 

Zu 4.: 

Hier handelt es sich lediglich um eine durch die Neuschaffung des 

Abs.3 notwendig gewordene Umnumerierung. Der neue Abs.4 des § 7 

entspricht dem alten Abs.3. 

Zu 5.: 

Hit dem Wegfall der Beschwerdemöglichkeit an den 

Verwaltungsgerichtshof wird zugleich eine Verfahrensbeschleunigung 

erzielt, wie sie durch die Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes 

für Henschenrechte über die lange Verfahrens dauer notwendig geworden ist 

und den wiederholten Forderungen der Volksanwaltschaft in ihren im 

allgemeinen Erläuterungsteil zitierten Berichten entsprochen. 

Dem Verwaltungsgerichtshof fehlt der von der 

Henschenrechtskonvention geforderte Tribunalcharakter mangels der 
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Möglichkeit, Sachentscheidungen treffen zu können. Dies bringt auch die 

schon oben zitierte Judikatur des Verfassungs gerichtshofes zum Ausdruck. 

Veiters fällt der unbefriedigende Zustand weg, daß ein mit 

Höchstrichtern des Obersten Gerichtshofes besetztes Kollegialorgan durch 

andere Höchstrichter kontrolliert wird. 

Es muß abschließend betont werden - wie auch die 

Verbindungsstelle der Bundesländer (Schreiben vorn 14.6.1989, Zl. 

VST-56/514, Beilage 2) feststellt -, daß derzeit "die meritorischen 

Entscheidungen des Obersten Agrarsenates mehr Akzeptanz als die bloß 

kassatorischen Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofes" finden. Und 

E. Lang schreibt in seinem 1989 erschienenen "Tiroler Agrarrecht I", daß 

die Landesagrarsenate und der Oberste Agrarsenat durch ihre 

Zusammensetzung mit Einbindung von "Technikern" in den 

Entscheidungsprozeß "viel zukunfts orientierter im Sinne richtiger 

raumrelevanter Problemlösungen" erscheinen. 
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l 
Geltender Text 

... § 7. 

(2) Die Ikrufung :m den Obersten Agrar.>enlt 
ist nur in folgenden Fällen gegen abändernue 
Erkenntnisse des LJlldesJE;rJrscn.ues :z.ulässi~: 

1. .... 
........ 

(3) Die Bcwt:nun b von GrunJstüdten oder 
Kcchtcn \Ind die Elltschcid\ln;; übcr ~cmeins:\mc 
J\nl~:-;en und }.bßn:lhtTIcn könncn im Zusammcn­
lq;\Inp-, flurbl'rcinit;ungs-, 'feilunSS- und Re­
~:\11i"ru\1Gsvcrf:lhrcl\ in der Ur.rllful1l; all dell 
Oberstcn AGr~rsc:n:1t nicht mchr ant;cfochtcll 

\\'crJcn." 

§ n. Die J.:it~lied~r ocr i\;,r;;rScf\:lte sind in 
A\lSiibl'r~ ihr c~ j\mtc:s \ln:lh!läl1;i~ und :lll,.. 
I:cin:: \\';cisul'; gebunden. D!c Erl:cllntn:ssc 
cl:CS':f Scn1t~ kö:1nr.n im Vcnl,·Jlr.unbswc~c 
\"c.Jc.:r ad(;c!:f)u(,ll flodl ;'\hr;(-:,nc!en ..... crden .. ,Dic 

Al1rllfull~ des \'cl\\'JI't1nbsöcridllsilOfrs ist 

z.~dässig." 

... ~ 

TEXTGEGENüBERSTELLUNG 

"' Neuer Text 

2. Im § 7 Abs.2 erster Satz hat das Vort "abändernde" zu entfallen. 

3. § 7 Abs.3 lautet: 

"(3) Über Anträge, die auf der Grundlage von § 10 Abs.5 

Flurverfassungs-Grundsatzgesetz und den entsprechenden Normen der 

Landesausführungsgesetze gestellt verden, entscheidet in erster 

Instanz der Landesagrarsenat. Gegen seine Entscheidung steht die 

Berufung an den Obersten Agrarsenat offen." 

4. Der bisherige Abs.3 des § 7 vird nunmehr Abs.4. 

5. In § 8 entfällt der letzte Satz. 
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Geltender Text 

§ 6. 

. ,,(2) Dt:11l Obersten Agr:1rsell:1t gehijren als 
stimmber<:dltigec :-'litglieder :1n: 

1. ein redll~kundigcr lIc;ullt.:r dcs höhcren 
l\linist<:riaIJieIlSles im lJlIndesministeriuIIl für 
L:1nJ- und Forstwirtsdl:lft als Vorsitzend<:r, 

2. Jrei Miq:,lii:c1er des Ubent<:lI (;criJIls!tO!C.i, 

J. ein in deli An~:clC[;cnh<:iten der lJodenreform 
erfahrener rechtsLundi[;(?r l!e:1lntcr des hiil,c­
ren MillisteriJIJicmtcs im 1I1indeSIllinistcrilll1l 
für LJnd- und Forstwirtschlft als ßcridllcr­
stJLter, 

4. ein in :tgr::nechnischen AIl!;clcgcnheirell cr­
{:lhren<:r ß(?lrnter des höheren Ministcri:ll­
dienstes im ßundesministeriulIl für Lancl­
und Forstwirtsdlaft, 

5. ein in forstlidlcn Angclq;enhciten erfJhrcJ!cr 
ße:1nller des höheren MinisteriJldicnstes im 
ßl1nJcsministcrium für LJnJ- 12 11U Forslwirt­
Sdl:lft, 

G. ein bnuwinsd1JftJidl cr S;;dlvcrst:inuiccr IIlI 
Sinne des § 52 A VG 1950." 

TEXT GEGENÜBERSTELLUNG ...... 

Neuer Text 

Das Agrarbehördengesetz 1950, BGBI. Nr. 1/1951, zuletzt geändert durch 

das Bundesgesetz BGBI. 476/1974, vird vie folgt geändert: 

1. § 6 Abs.2 lautet: 

"(2) Dem Obersten Agrarsenat gehören als stimmberechtigte Mitglieder 

an: 

1. ein rechtskundiger Beamter des höheren Dienstes im 

Bundesninisterium für Land- und Forstvirtschaft als Vorsitzender, 

2. drei Mitglieder des Obersten Gerichtshofes, 

3. ein in den Angelegenheiten der Bodenreform erfahrener 

rechtskundiger Beamter des höheren Dienstes im Bundesministerium 

für Land- und Forstvirtschaft als Berichterstatter, 

4. ein in agrartechnischen Angelegenheiten erfahrener Beamter des 

höheren Dienstes im Bundesministerium für Land- und 

Forstvirtschaft, 

5. ein in forstlichen Angelegenheiten erfahrener Beamter des höheren 

Dienstes im Bundesministerium für Land- und Forstvirtschaft, 

6. ein in landvirtschaftlichen Angelegenheiten erfahrener Beamter des 

höheren Dienstes im Bundesministerium für Land- und 

Forstvirtschaft." 
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